
Suchergebnisse: Friedensschluss

1179 – Templer und Johanniter zu einem Friedensschluss bewegt

Rom-Vatikan * Papst Alexander III. sieht sich veranlasst, die Templer und die Johanniter zu

einem Friedensschluss zu bewegen.

7. September 1714 – Der Friede von Baden beendet den Spanischen Erbfolgekrieg

Baden * In Baden im Aargau wird der Friede von Baden geschlossen. Er ist einer der

Friedensschlüsse zum Ende des Spanischen Erbfolgekriegs, der den Frieden von Utrecht und

dem Frieden von Rastatt bestätigt. Damit ist der Spanische Erbfolgekrieg endgültig beendet.

Kurfürst Max Emanuel wird erneut in seine alten Rechte eingesetzt, weshalb sich die Kaiserliche

Administration nach Wien zurückzieht. 

20. Juli 1800 – Oppositionelle und regimekritische Kreise äußern ihren Unmut

München * Oppositionelle und regimekritische Kreise äußern auch weiterhin ihren Unmut am

Kurfürsten Max IV. Joseph laut und heftig. Besonders nachdem deutlich wird, dass weder

Österreich noch England an einem Friedensschluss mit Frankreich interessiert sind und sich

Pfalz-Baiern sogar zu einer Erhöhung des Truppenkontingents verpflichtet hat, „weil England

einige Millionen Geld, das weise Fürsten nicht ausschlagen und höher als das Blut der

Untertanen schätzen müssen, welches keinen Wert hat, wohl aber den Grund und Boden düngt,

auf dem selbe erschlagen werden, gezahlt und deinen treuen Ministern mit Brillanten besetzte

Tobaksdosen geschenket hat“.      Der Kurfürst wird als Hofmetzger geschmäht, weil „er unsere

Kinder verkauft wie‘s Vieh“. 

27. März 1802 – Der Frieden von Amiens

Amiens * Der Zweite Koalitionskrieg wird mit dem Friedensschluss von Amiens zwischen

Frankreich und England endgültig beendet.&nbsp;

3. September 1870 – Napoleon III. flieht nach Kassel
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Sedan - Kassel * Als ab dem 3. September 1870 rund 104.000 französische Soldaten, darunter

4.000 bis 5.000 Offiziere, in die Kriegsgefangenschaft gehen, ist Kaiser Napoleon III. schon auf

dem Weg nach Wilhelmshöhe bei Kassel, wo er den Friedensschluss abwarten soll.    Der

französische Noch-Kaiser will schnellstens durch Belgien nach Kassel reisen. Seinem eigenen

Volk misstraut er. Und seinen Soldaten tritt er nicht mehr gegenüber, so groß ist die Schmach der

Niederlage. 

19. September 1870 – Erste Friedensverhandlungen in Ferrières-en-Brie

Ferrières-en-Brie • Der preußische Ministerpräsident Otto von Bismarck und Jules Favre,

Außenminister und Repräsentant der französischen republikanischen Regierung, verhandeln im

deutschen Hauptquartier in Ferrières-en-Brie über einen möglichen Friedensschluss.        

Bismarck bietet Favre einen 14-tägigen Waffenstillstand an. In dieser Zeit könnten die Wahlen zu

einer neuen Nationalversammlung stattfinden. Er erhofft sich damit ein Wahlergebnis, das eine

monarchisch orientierte Mehrheit hervorbringt und ihm die Verhandlungen erleichtert.   Favre

lehnt jedwede Abtretung französischen Territoriums ab,   Bismarck besteht darauf, dass

Straßburg und das Elsass deutsch werden muss. 

23. September 1870 – Die Friedensverhandlungen werden ergebnislos beendet

Ferrières-en-Brie • Die Verhandlungen über einen Friedensschluss zwischen Otto von Bismarck

und Jules Favre werden ergebnislos abgebrochen. 

3. März 1871 – Die Nationalversammlung stimmt dem vorläufigen Friedensschluss zu

Bordeaux * Die in Bordeaux zusammengetretene französische Nationalversammlung stimmt dem

vorläufigen Friedensschluss mit 552 gegen 107 Stimmen zu. 

10. Mai 1871 – Die Provinzen Elsaß und Lothringen fallen an Deutschland

Berlin * Der Frankfurter Friedensschluss kostet Frankreich im Wesentlichen die Provinzen

Elsass und Lothringen sowie eine Kriegsentschädigung von fünf Milliarden Gold-Franc.      Der

deutsch-französische Krieg von 1870/71 war ein Krieg der modernen Technik und der

Massenheere, der zu den Schrecken des ungebändigten totalen Kriegs des 20. Jahrhunderts
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führen wird. Bismarcks wichtigstes Kriegsziel, die „dauerhafte Beseitigung der Kriegsgefahr an

der deutschen Westgrenze“, ist schon beim Friedensschluss bedroht, weshalb zwei grausame

Weltkriege mit Millionen Toten folgen werden.    Eine betont kriegerische und verherrlichende

Geschichtsschreibung verstellt auf beiden Seiten den Blick auf das Kriegselend. „Das erste

Preußengrab für Deutschlands Einheit - Der Schwur auf die Fahne führte sie alle zum Heldentod

fürs Vaterland - Gott verleihe den Helden droben die Siegespalmen - für Deutschlands Ehre weiht

jedes deutsche Frauenherz Gatten, Sohn und Bruder gern dem Heldentod“. Diese Worte werden

in ein Denkmal auf dem Gaisberg, nahe Weißenburg, geschlagen. 

2. Juni 1917 – In Stockholm tagt der Internationale Sozialistenkongress

Stockholm - Paris * In Stockholm tagt vom 2. bis 19. Juni 1917 der Internationale

Sozialistenkongress. Er sucht nach Möglichkeiten für einen Friedensschluss der verfeindeten und

kriegsführenden Länder. Der französische Ministerpräsident Alexandre Ribot verweigert den

Sozialisten seines Landes die Ausreise nach Stockholm. 

2. Juni 1917 – König Ludwig III. macht erneut seine Annexions-Absichten deutlich

München - Königreich Bayern * König Ludwig III. macht erneut seine Annexions-Absichten

deutlich: „Bayern hat um so mehr Anspruch auf eine Vergrößerung, als es bei den letzten

Friedensschlüssen immer schlecht abgeschnitten hat.“ 

15. Januar 1918 – In Wien beginnen Rüstungsarbeiter einen Streik

Wien * Der in den Wiener-Neustädter Daimler-Motorenwerken am Tag zuvor begonnene Streik

weitet sich zur politischen Massenstreikbewegung in fast allen Industriegebieten des Habsburger

Reich bis nach Prag und Budapest aus. Bis zum 25. Jänner 1918 werden über 700.000 Arbeiter

in den Ausstand treten. Es kommt zur größten Streikaktion in der Geschichte des Landes. Die

Streikenden fordern nicht mehr nur       eine bessere Lebensmittelversorgung, sondern auch   ein

demokratisches Wahlrecht,    die sofortige Beendigung des Krieges und   einen raschen

Friedensschluss ohne Annexionen in Brest-Litowsk.      In Massenveranstaltungen werden

Arbeiterräte - nach dem Vorbild der russischen Revolution - als ein konkretes Gegenmodell

politischer Interessenvertretung gewählt. Noch am ersten Tag des Wiener Streiks formuliert der

sozialdemokratische Parteivorstand Forderungen an die Regierung, die vom Arbeiterrat

akzeptiert werden. 
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1. Februar 1918 – Der Matrosenaufstand von Cattaro

Kotor * Auf den in der Bucht von Kotor&nbsp;vor Anker liegenden 40 Schiffe der

k.u.k.-U-Bootflotte&nbsp;kommt es zum Matrosenaufstand von Cattaro. 6.000 Matrosen hissen

die roten Fahnen und verlangen den sofortigen Friedensschluss.&nbsp;

15. August 1918 – Ludwig III. befürwortet einen möglichst schnellen Friedensschluss

München * Bayernkönig Ludwig III. bevollmächtigt Ministerpräsident Otto von Dandl zu

Verhandlungen mit den deutschen Bundesfürsten über ein gemeinsames Vorgehen bei der

Reichsregierung. Ludwig III. befürwortet nach der verheerenden Niederlage der deutschen

Militärs bei Amiens einen möglichst schnellen Friedensschluss. 

28. August 1918 – Österreichs Kaiser Karl sieht den Krieg verloren

München * Der österreichisch-ungarische Kaiser Karl besucht König Ludwig III. und schildert

diesem „die verzweifelte Lage unserer Mächtegruppe“, was der König mit den Worten „Also

haben wir den Krieg verloren“ bestätigt. Der habsburgische Kaiser bittet den König „inständig, in

seiner Eigenschaft als ältester und mächtigster deutscher Bundesfürst, Kaiser Wilhelm die Lage

klipp und klar zu schildern und kategorisch auf einen möglichst baldigen Friedensschluss zu

drängen“. Bayerns König Ludwig III. erklärt sich damit einverstanden. 

5. Oktober 1918 – Das vorläufige Mindestprogramm der USPD-Parteiführung

Berlin * Die USPD-Parteiführung hat konkrete Vorstellungen, welche Maßnahmen in der

gegebenen, reichlich verfahrenen Lage ergriffen werden sollen.    Außenpolitisch fordert sie      

die Räumung der von deutschen Truppen besetzten Gebiete und   die Abänderung der

Diktatfriedensschlüsse im Osten.      Innenpolitisch will sie die       Amnestierung der politischen

Gefangenen,   Aufhebung des Belagerungszustandes,   bürgerliche Freiheitsrechte,   Aufhebung

des Hilfsdienstgesetzes,    demokratisches Wahlrecht in allen Bundesstaaten und   die

durchgreifende Parlamentarisierung der Verfassung.      Diese Punkte werden dabei als

vorläufiges Mindestprogramm verstanden. 

5. Oktober 1918 – Die neue Regierung unterbreitet Vorschläge für einen Waffenstillstand
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Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden gibt in seiner Jungfernrede im Reichstag den Inhalt

seiner Friedensnote bekannt, in der er im Namen der deutschen Regierung den Präsidenten der

USA, Woodrow Wilson, um die Vermittlung von Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen

bittet.    Er spricht aber nicht nur über deutsche Friedensangebote, sondern gibt auch zu

bedenken, dass es nur dann zu einem Friedensschluss kommen kann, wenn man Deutschland

Friedensbedingungen zugesteht, die sich auch mit seiner Ehre vertragen. Sollten die Feinde des

Reiches aber Deutschland diesen Frieden nicht zugestehen, wird der Krieg weitergehen. Er

unterstreicht die These mit der Aussage, dass das Deutsche Reich - wenn nötig - zu einem

„Endkampf auf Leben und Tod“ bereit ist.     „Kein Zagen befällt mich bei dem Gedanken, dass

dieses zweite Ergebnis eintreten könnte; denn ich kenne die Größe der gewaltigen Kräfte, die

auch jetzt noch in unserem Volke vorhanden sind, und ich weiß, dass die unwiderlegliche

Überzeugung, um unser Leben als Nation zu kämpfen, diese Kräfte verdoppeln würde.“    In

dieser Antrittsrede bekennt sich Reichskanzler Max von Baden aber auch ausdrücklich       zur

parlamentarischen Demokratie im Reich und in den Einzelstaaten,   befürwortet die

Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli 1917 und   nimmt das Friedensprogramm des

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vorbehaltlos an.      Diese Aussagen stehen

allerdings seinem ursprünglichen politischen Programm vollkommen entgegen. 

2. November 1918 – Der Auftakt der Revolution

München * Auf einer vom Liberalen Verein Frei München veranstalteten Volksversammlung ruft

Kurt Eisner: „Es kommt nicht zur Reichstagswahl, vor dem 17. November kommt die

Revolution.“ Der „struppige Prophet“ wird zwar wegen seines Aussehens belächelt, trotzdem gilt

diese Versammlung als der Auftakt der Revolution.   Kurt Eisner hat bereits vor seiner

Haftentlassung die Strategie der Obersten Heeresleitung - OHL durchschaut, die mit der

vorgeschobenen Parlamentarisierung lediglich die Verantwortung für den Ausgang des Krieges

und den ungünstigen Friedensschluss auf das Parlament abwälzen wollte.  Aus Eisners Sicht

sollte nicht nur das verhasste System restlos verschwinden, sondern gleichzeitig mit ihm auch

seine Repräsentanten. Gemeint sind jene, die für das vier Jahre dauernde sinnlose Morden die

Verantwortung trugen. Schließlich befand sich die Mehrheit der führenden Militärs und

Spitzenbeamten in Reich und Länder ebenso in Amt und Würden wie der deutsche Kaiser und

die Landesfürsten. Sie aber waren die Symbole einer expansiven Außen- und einer

undemokratischen Innenpolitik.

4. November 1918 – Die Hoffnung auf einen baldigen Frieden
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München - Königreich Bayern * Selbst von militärischer Seite wird festgestellt: „Die Stimmung der

Bevölkerung ist kriegsmüder, niedergeschlagener und verdrossener denn je. Nur die Hoffnung

auf baldigen Friedensschluss hebt die Gemüter.“ 

27. Dezember 1918 – Neuanfang auf föderaler Grundlage

Stuttgart * In Stuttgart beginnt eine gemeinsame Sitzung der süddeutschen Staaten. An dem

Stuttgarter Ländertreffen nehmen teil:    Kurt Eisner, der Ministerpräsident von Bayern,  Anton

Geiß, der Ministerpräsident von Baden,  Wilhelm Blos, der Ministerpräsident von Württemberg

und  Carl Ulrich, der Ministerpräsident von Hessen.    Die Initiative zu diesem Treffen ging vom

badischen Ministerpräsidenten Anton Geiß aus, der als Ziel der Konferenz die Abstimmung über

das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung sieht. Kurt Eisner lässt die

aktuellen Verfassungsfragen und den künftigen Friedensschluss in die Tagesordnung

aufnehmen, um auch hier eine gemeinsame Strategie und gemeinsame süddeutsche Interessen

zu entwickeln.   Der bayerische Ministerpräsident legt dazu ein Papier zur Beschlussfassung vor:

„Die […] Vertreter der revolutionären Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen

erklären es für ihre Überzeugung, dass die künftige Gestaltung der Einheit des Deutschen Reichs

durch Vertrag der Einzelstaaten zustande kommen muss. Um diese Neubildung zu erleichtern

und zu fördern, beschließen die Vertreter der genannten süddeutschen Staaten, zunächst sich

zur Wahrung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu verbinden.“   Eisner

schwebt ein Süddeutscher Bund unter Aufnahme von Deutsch-Österreich vor, der das

Übergewicht Norddeutschlands aufheben würde, möglicherweise sogar die Führung bei der

Neubildung des Deutschen Reiches beanspruchen könnte. Aus seiner Sicht ist das Deutsche

Reich durch die Revolution untergegangen und muss daher völlig neu gegründet werden. Dazu

muss ein neuer Staatsvertrag geschlossen werden.    Bayerns Ministerpräsident will den

preußischen Zentralismus vom Süden her - gegen Preußen und Berlin - reformieren.  Er will

einen Separatfrieden schließen zwischen dem Süddeutschen Bund - unter Einschluss

Deutsch-Österreichs - und den Entente-Mächten, dem dann alle deutschen Einzelstaaten

beitreten könnten.    Der Vorschlag Eisner, insbesondere die Infragestellung des Reichs, wird

allgemein abgelehnt. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Standpunkte. Das bayerische

Positionspapier kommt nicht einmal zur Abstimmung.  Kurt Eisner, der den kompromisslosen

Neuanfang wollte, ist damit gescheitert. Nicht einmal seine Begleiter, Innenminister Erhard Auer

und Ministerialrat Josef von Graßmann, haben ihn unterstützt. 

13. Februar 1919 – Reichskanzler Philipp Scheidemann stellt das Regierungsprogramm vor
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Weimar * Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann stellt das Arbeitsprogramm der neuen

Reichsregierung vor. Es beinhaltet:&nbsp;       den sofortigen Friedensschluss,   die

Demokratisierung der Verwaltung,   die Schaffung eines demokratischen Volksheeres,   die

öffentliche Kontrolle privatmonopolistischer Wirtschaftszweige,   die Sozialisierung der Bergwerke

und der Energiebetriebe,   die verschärfte Erfassung der Kriegsgewinne und   soziale

Verbesserungen.&nbsp;

Mai 1920 – Krieg und Friedensschluss lassen den Bierabsatz einbrechen

München-Haidhausen * Der Erste Weltkrieg und seine wirtschaftlichen Folgen treffen das

Bürgerliche Brauhaus schwer. Während die Brauerei im letzten Friedensjahr 1912/13 noch rund

219.000 Hektoliter Bier produziert, sinkt der Ausstoß im Braujahr 1919/20 auf nur noch 104.000

Hektoliter. Damit hat sich die Produktion innerhalb weniger Jahre mehr als halbiert.   Besonders

schwer wiegt der Verlust der einst bedeutenden Exportmärkte. Nach Kriegsende brechen die

Absatzgebiete in Elsass-Lothringen, Frankreich, Belgien und Italien sowie in Übersee vollständig

weg. Auch der Absatz in die Schweiz geht teilweise verloren.   Für das zuvor stark

exportorientierte Bürgerliche Brauhaus bedeutet diese Entwicklung einen tiefen wirtschaftlichen

Einschnitt. Die Brauerei muss sich nach dem Krieg unter grundlegend veränderten politischen

und wirtschaftlichen Bedingungen neu behaupten.
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